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„Kapitalstock kollektiv aufbauen“
Kassen-Manager Gernot Kiefer über die Finanzierung der Pflegeversicherung

Herr Kiefer, mit Blick auf die
Landtagswahlen im Frühjahr
vermeidet es Gesundheitsminis-
ter Rösler neuerdings, bei der
Pflegeversicherung über die Fi-
nanzen zu sprechen. Lassen Sie
es uns stattdessen tun. Wie lange
reicht das Geld noch?
Die gute Konjunkturentwicklung
verschafft uns etwas Luft. Aber
spätestens 2014 können die Aus-
gaben bei der Pflege nicht mehr
durch Einnahmen oder Rückla-
gen finanziert werden. Wenn sich
sonst nichts ändert, müsste der
Beitragssatz dann von jetzt 1,95
Prozent um etwa 0,15 Punkte er-
höht werden.

Die Zahl der Pflegebedürftigen
wird stark wachsen. Dennoch
rechnen die Regierung und im-
mer mehr Experten damit, dass
der Beitrag auch langfristig nur
moderat steigen muss. Teilen Sie
diese Einschätzung?
Bei den Pflegebeiträgen wird es
keine dramatische Entwicklung
geben. Bis 2030 sehen wir, wenn
man den gegenwärtigen Stand
fortschreibt, einen Satz von maxi-
mal 2,5 Prozent. Und wenn wir
zurückblicken, dann stellen wir
fest, dass die Prognosen über den
Finanzbedarf in der Pflege immer
sehr zuverlässig waren.

Woran liegt das?
Die Pflege ist wie eine Teilkasko-
versicherung, sie deckt also nur
einen Teil der Kosten ab. Damit
bleiben als Variablen im Wesentli-
chen die Zahl der Pflegebedürfti-
gen und die Einstufung in die Pfle-
gestufen. Das lässt sich gut kalku-
lieren.

Die schwarz-gelbe Koalition
setzt auf eine private Zusatzver-

sicherung. Ist das angesichts der
moderaten Beitragsentwicklung
überhaupt nötig?
Bei dieser Finanzierungsfrage
halten wir uns als Verband zu-
rück. Unser Verwaltungsrat ist pa-
ritätisch mit Vertretern der Ar-
beitgeber und der Versicherten
besetzt, die sich in dieser Frage
nicht einig sind. Die Arbeitgeber-
seite tendiert in Richtung Kapital-
deckung, die Versichertenvertre-
ter dagegen.

Ich versuche es anders: Kann
man denn eine Rücklage wirk-
lich vor dem Zugriff der Politik
schützen? Schließlich hat sich
der Bundesfinanzminister schon
bei der Einführung der Pflege-
versicherung 1995 die damals
angelegten Reserven unter den
Nagel gerissen.
Das war damals ein Sündenfall, in
der Tat. Es wäre aber gut möglich,
einen Kapitalstock in der sozialen
Pflegeversicherung so anzulegen,
dass das Geld nicht für andere
Zwecke missbraucht werden
kann. Das hat ein Gutachten be-
legt. Falsch ist die Behauptung der
privaten Versicherung, ein Kapi-
talstock sei nur bei ihnen völlig si-
cher.

Die Koalition setzt nicht auf eine
kollektive Rücklage, sondern auf
individuelles Sparen. Macht das
Sinn?
Das Risiko, pflegebedürftig zu
werden, und der Grad der Hilfsbe-
dürftigkeit sind in der Bevölke-
rung ungleich verteilt. Damit ist
auch der Finanzbedarf jedes Ver-
sicherten unterschiedlich. Wenn
also die Politik meint, sie braucht
einen Kapitalstock, dann muss
dieser kollektiv aufgebaut wer-
den. Nur so lässt sich der erwarte-

te Beitragsanstieg für alle Versi-
cherten abfedern. Ein individuel-
les Ansparen würde dem solidari-
schen Gedanken der Pflegeversi-
cherung nicht gerecht werden.

Lassen Sie uns zu den Pflegeleis-
tungen kommen. Was muss sich
ändern?
Konsens herrscht darüber, dass
Demenz bisher nur unzureichend
berücksichtigt wird. Nicht mehr
die erforderliche Pflegezeit, son-
dern der Grad der Selbstständig-
keit eines Menschen muss künftig
der Maßstab für die Pflegebedürf-
tigkeit sein. Der von der früheren
Ministerin Ulla Schmidt einge-
setzte Beirat hat hierzu vor zwei
Jahren Vorschläge gemacht. Sie
sollten die Grundlage für die Re-
form sein.

Welche Entscheidungen muss
Schwarz-Gelb dann noch tref-
fen?
Festgelegt werden müssen die
konkreten Leistungen und die An-
zahl der neuen Pflegestufen. Das
muss im Zusammenhang mit den
Kosten gesehen werden. Sie kön-
nen laut Beirat je nach Ausgestal-
tung zwischen nahe Null und fast
vier Milliarden Euro liegen.

Ist eine Reform denn zum Nullta-
rif zu haben?
Nein, das würde ja bedeuten, dass
man einigen Pflegebedürftigen
etwas weg nehmen müsste. Aber
auch das obere Ende des Kosten-
rahmens ist nicht realistisch. Die
Zahl dürfte deutlich darunter lie-
gen.

Ein großes Problem ist der Man-
gel an Pflegekräften. Was muss
sich ändern?
Sicherlich kann die Politik einiges
zur Lösung beitragen, etwa die
Rahmenbedingungen für die Be-
rufsausbildung zu verbessern. Al-
lerdings ist vor allem die Branche
selbst gefordert. Wenn ich höre,
dass Pflegeeinrichtungen ihre Be-
schäftigten immer noch unter
Mindestlohn bezahlen, dann
muss man sich über Personalnot
nicht wundern. Aber auch der Ta-
riflohn, der im Schnitt zwischen
1700 und 2700 Euro brutto liegt,
ist nicht gerade ein übermäßiger
Anreiz. Es ist eindeutig eine unter-
nehmerische Aufgabe, sich im
Wettbewerb um qualifizierte Ar-
beitskräfte durchzusetzen. Das
müssen andere Branchen auch lö-
sen. Man kann nicht immer nur an
der Klagemauer stehen, sondern
muss selbst handeln.

Interview: Timot Szent-Ivanyi

ZUR PERSON
Gernot Kiefer ist
Vorstandsmitglied
im GKV-Spitzen-
verband. Von
1989 bis 2008
gehörte er dem
Bundesverband
der Innungskran-
kenkassen IKK an,

seit 1996 als Vize-Vorstandsvorsitzen-
der. Im Oktober 2007 übernahm der
Diplom-Sozialwirt die Projektleitung zur
Errichtung einer kassenartenübergreif-
enden IT-Allianz, der Bitmarck Holding.

Sein Vorstandsbereich umfasst beim
GKV-Spitzenverband die Pflege, Rehabi-
litation und Prävention sowie die Deut-
sche Verbindungsstelle Krankenversi-
cherung Ausland (DVKA). Zudem ist er
zuständig für die Zentralen Dienste mit
Organisation, Personal, Finanzen und
IT-Service. fr
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